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Geschäftsstelle DGIIN | Olivaer Platz 16 | 10707 Berlin 
 

Bundesministerium für Gesundheit 
Frau Nina Warken 
Dr. Martin Schölkopf 
Leiter der Abteilung 4 
Pflegeversicherung 
und -Stärkung 
 
-per E-Mail: Pflegereformgesetz-Verbaende@bmg.bund.de 
 
 
 
 
Stellungnahme der DGIIN zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz 
(Pflegekompetenzgesetz – PKG) vom 23.06.2025 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesministerin Warken, 
sehr geehrter Herr Dr. Schölkopf, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Deutsche Gesellschaft für Internistische Intensivmedizin und Notfallmedizin (DGIIN) bedankt sich für die 
Möglichkeit, zum Referentenentwurf des Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz (Pflegekompetenz-
gesetz – PKG) Stellung nehmen zu dürfen. Der vorliegende Entwurf enthält begrüßenswerte Ansätze zur 
Weiterentwicklung des Pflegeberufs. Gleichzeitig sehen wir an zentralen Stellen erheblichen Nach-
besserungsbedarf, um den Pflegeberuf tatsächlich nachhaltig zu stärken und eine moderne, sektoren-
übergreifende und international anschlussfähige pflegerische Versorgung zu gewährleisten. 
 
Begriffliche Klarheit und rechtliche Verankerung heilkundlicher Aufgaben 

Als interprofessionelle Fachgesellschaft, in der sich ärztliches und pflegerisches Personal als gleichwertige 
Partnerschaft sieht, ist die konsequente und eindeutige Benennung heilkundlicher Aufgaben von Pflege-
fachpersonen ein zentrales Anliegen der DGIIN. Der Referentenentwurf ersetzt an mehreren Stellen die 
bisherige Formulierung „(erweiterte) heilkundliche Aufgaben“ durch die vage und rechtlich schwächere 
Wendung „Beteiligung an der ärztlichen Behandlung“. Diese Formulierung impliziert faktisch einen Erhalt 
des Status quo und somit der vollständigen ärztlichen Weisungsgebundenheit und verhindert eine 
eigenverantwortliche Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten durch Pflegefachpersonen. Dies widerspricht 
dem Ziel, Pflege als eigenständige Profession zu stärken. 
 
Der Pflegeberuf ist eine eigenständige Profession mit originären heilkundlichen Kompetenzen und Auf-
gaben. Dabei beziehen sich die Ausführungen im Folgenden auf Pflegefachpersonen mit mindestens 
dreijähriger Berufsausbildung gemäß Pflegeberufegesetz. 

Deutsche Gesellschaft für Internistische 
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Die Formulierung „Beteiligung an der ärztlichen Behandlung“ suggeriert eine untergeordnete Rolle und 
widerspricht dem Ziel, Pflegefachpersonen als eigenverantwortlich handelnde Gesundheitsfachberufe zu 
etablieren. Die DGIIN lehnt die neu gewählte Formulierung entschieden ab und fordert die Rückkehr zur 
eindeutigen Benennung „(erweiterte) heilkundliche Aufgaben“ in allen relevanten Gesetzespassagen, 
insbesondere im SGB V, SGB XI, Pflegeberufegesetz (PflBG) sowie der Pflegeberufe-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung (PflAPrV). Die DGIIN unterstützt die tabellarisch belegte Kritik der Pflegekammern 
NRW und RLP an der uneinheitlichen und teilweise verwässerten Begriffswahl im vorliegenden Gesetzes-
entwurf. Insbesondere wird die Streichung des Begriffs "Heilkunde" in zentralen Paragrafen des SGB V und 
XI sowie die Ersetzung durch "Beteiligung an der ärztlichen Behandlung" abgelehnt. Dies führt zu einer 
Rückentwicklung der angestrebten und in Teilen schon gepflegten, aber rechtsunsicheren pflegeberuflichen 
Autonomie. 
 
Forderung: Die DGIIN fordert eine gesetzlich normierte, pflegewissenschaftlich abgestimmte Definition 
pflegerischer, heilkundlicher und erweiterter heilkundlicher Aufgaben. Ein verbindlicher 
Entwicklungsprozess unter Beteiligung der Bundespflegekammer und des Deutschen Pflegerats ist 
gesetzlich zu verankern. 
 
Diese Differenzierung ist essenziell für die Abgrenzung von Zuständigkeiten, die Entwicklung von 
Leistungskatalogen und die rechtssichere Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten durch Pflegefachpersonen. 
 
Eigenverantwortliche Heilkundeausübung und Substitution statt Delegation 

Die DGIIN begrüßt die im vorliegenden Entwurf vorgesehene Möglichkeit zur eigenverantwortlichen 
Heilkundeausübung (§ 4a PflBG) ausdrücklich. Diese Regelung ist ein wichtiger und längst überfälliger 
Schritt zur Anerkennung der pflegerischen Expertise. Allerdings wird diese positive Entwicklung durch die 
gleichzeitige Rückkehr zu delegationsbasierten Strukturen konterkariert. Der Entwurf sieht vor, dass 
Pflegefachpersonen heilkundliche Leistungen ausschließlich im Rahmen ärztlicher Indikationsstellung und 
unter bestimmten Voraussetzungen erbringen dürfen. 
 
Die DGIIN spricht sich ausdrücklich gegen eine ausschließliche Delegation ärztlicher Leistungen aus. Statt-
dessen fordern wir die rechtliche und leistungsrechtliche Verankerung der Substitution heilkundlicher 
Aufgaben durch Pflegefachpersonen. Nur so kann die professionelle Pflege ihre Rolle als eigenständiger 
Heilberuf im notwenigen Maße ausfüllen und zur sektorenübergreifenden Entlastung des Gesundheits-
systems beitragen. 
 
Akademisierung und Karrierewege 

Die explizite Berücksichtigung akademischer Qualifikationen im Kompetenzkatalog des Besonderen Teils ist 
ausdrücklich zu begrüßen. Wir fordern jedoch, dass akademisch erworbene- Kompetenzen der Pflegefach-
personen nicht als fakultativer Zusatz, sondern als integraler Bestandteil der pflegerischen Versorgung 
gesetzlich verankert werden. Dies ist notwendig, um evidenzbasierte Pflegepraxis zu ermöglichen, Ver-
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sorgungsqualität zu sichern und attraktive Karrierewege für Pflegefachpersonen zu schaffen. Darüber 
hinaus erleichtert eine klare gesetzliche Anerkennung akademischer Abschlüsse auch die Integration und 
Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen, da hier häufig ein höherer Akademisierungsgrad 
vorliegt. 
 
Scope of Practice und Kompetenzorientierung 

Die Einführung eines wissenschaftlich fundierten „Scope of Practice“ wird von der DGIIN ausdrücklich 
begrüßt. Die geplante Einbindung pflegewissenschaftlicher Expertise in die Entwicklung von Handlungs-
konzepten ist ein elementarer Schritt zur Professionalisierung des Pflegeberufes. Der Scope of Practice 
muss jedoch gesetzlich verankert und nicht nur in der Begründung des Gesetzes erwähnt werden. 
 
Wir schlagen vor, die Kompetenzebenen nach Patricia Benner zu differenzieren und in der Gesetzgebung zu 
berücksichtigen. Diese umfassen: 
 

• Pflegefachassistenz mit staatlichem Abschluss gemäß PflfachassAPrV (DQR 2) 
• Pflegefachfrau / -mann mit dreijähriger Ausbildung gemäß PflBG (DQR 5 angestrebt) 
• spezialisierte Pflegefachperson (Weiterbildung mit 300 Stunden Theorie plus 

weiterbildungsorientiertem fachpraktischem Stundenumfang; DQR 5) 
• fachweitergebildete Pflegefachperson (i.d.R. 2-jährige Weiterbildung mit mind. 720 Stunden 

Theorie plus weiterbildungsorientiertem fachpraktischem Stundenumfang; DQR 6 angestrebt) 
• Pflegefachperson mit fachspezifischem Bachelorabschluss (DQR 6) 
• Pflegefachperson mit fachspezifischem Masterabschluss (einschließlich APN; DQR 7). 

 
Diese Differenzierungen ermöglichen eine passgenaue Aufgabenverteilung, fördern Karrierewege in der 
Pflege und schaffen die Grundlage für eine sektorenübergreifende Versorgung. Insbesondere in der 
Langzeitpflege kann so die Attraktivität des Berufes gesteigert und die Versorgungsqualität verbessert 
werden. Es ist notwendig, ein Modell zu etablieren, das Qualifikationsniveau, Setting, Aufgabenfeld und 
Erfahrungsgrad systematisch verknüpft. 
 
Forderung: Die DGIIN fordert die gesetzliche Verankerung eines wissenschaftlich fundierten, 
differenzierten und professionsbezogenen Scope of Practice, der die pflegefachlichen Kompetenzstufen 
systematisch abbildet. 
 
Die Erarbeitung des Scope-of-Practice ist gemeinsam mit Bundespflegekammer e. V. und dem Deutscher 
Pflegerat (DPR) durchzuführen. Hierfür sind diese nicht nur als „maßgebliche Organisationen“ zu 
bezeichnen, sondern konkret im Gesetz zu nennen. 
 
Wir möchten die Gelegenheit nutzen, um unsere Unterstützung bei der Entwicklung eines Muster-Scope of 
Practice anzubieten. 
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Prävention und Pflegeberatung 

Die DGIIN begrüßt ausdrücklich die im § 5 Abs. 1a SGB XI vorgesehene Ausweitung präventiver Maßnahmen 
auf Pflegefachpersonen. Aufgrund ihrer unmittelbaren Nähe zu den Pflegeempfangenden sowie ihrer 
fundierten fachlichen Kompetenz sind Pflegefachpersonen in besonderem Maße dazu geeignet, präventive 
Maßnahmen nicht nur zu erkennen, sondern auch gezielt zu initiieren und umzusetzen. 
 
Kritisch bewerten wir hingegen die geplante Möglichkeit, dass auch Pflegeberaterinnen und Pflegeberater 
ohne pflegefachliche Qualifikation nach Pflegeberufegesetz Präventionsempfehlungen aussprechen dürfen 
– insbesondere dann, wenn es sich ausdrücklich um pflegefachliche Themen handelt. Hier sehen wir die 
Gefahr, dass Empfehlungen ohne die notwendige pflegefachliche Tiefe ausgesprochen werden. Die 
Begrenzung auf das SGB XI wird abgelehnt. 
 
Vor diesem Hintergrund fordert die DGIIN, dass Präventionsempfehlungen zu pflegefachlichen Themen 
ausschließlich durch entsprechend qualifizierte Pflegefachpersonen erfolgen dürfen. Darüber hinaus 
sprechen wir uns für eine Ausweitung präventiver Maßnahmen auf das SGB V aus, um auch Menschen zu 
erreichen, bevor bei ihnen eine Pflegebedürftigkeit eintritt. Wir fordern, die Möglichkeit präventiver 
Maßnahmen durch Pflegefachpersonen vor Eintritt der Pflegebedürftigkeit gesetzlich zu verankern. Ein 
weiterer zentraler Punkt ist die Integration von Rehabilitationskliniken in die praktische Ausbildung von 
Pflegefachpersonen – insbesondere im Hinblick auf prähabilitative Maßnahmen, die eine wichtige Rolle in 
der Prävention und Gesundheitsförderung spielen können. In Zukunft können Strukturen der 
Prähabilitation bereits vor operativen Eingriffen und Aufnahmen in Kliniken etabliert werden – 
insbesondere dann, wenn im Anschluss regelmäßig eine intensivmedizinische und intensivpflegerische 
Nachsorge erforderlich ist. 
 
Forderung: Pflegefachpersonen müssen befugt sein, Präventionsempfehlungen auch im Rahmen des SGB V 
auszusprechen. Prähabilitative Interventionen, insbesondere im Kontext der Intensivpflege, speziell bei 
elektiven Eingriffen, sind gesetzlich zu verankern. 
 
Pflegeberatung nach § 7a SGB XI 

Die Klarstellung, dass Pflegeberatung im Rahmen der Vorbehaltsaufgaben ausschließlich durch 
Pflegefachpersonen erfolgen darf, ist ein wichtiger Schritt zur Qualitätssicherung. Die DGIIN begrüßt diese 
Regelung ausdrücklich. Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass eine bedarfsgerechte Beratung nur mit 
ausreichendem Personal möglich ist. Daher halten wir eine verbindliche Regelung bezüglich der Anzahl und 
Qualifikation von Pflegeberater:innen ebenso für unerlässlich wie eine dem tatsächlichen Beratungsbedarf 
angemessene personelle Ausstattung der Pflegestützpunkte und die Sicherstellung, dass Pflegeberatung 
nicht durch fachfremdes Personal erfolgt. 
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Pflegeprozessverantwortung und Delegation 

Die gesetzliche Verankerung der Pflegeprozessverantwortung (§ 11 SGB XI) ist ein Meilenstein für die 
Professionalisierung der Pflege. Der Pflegeprozess ist das zentrale Steuerungsinstrument professioneller 
pflegerischer Versorgung und muss als eigenständige Leistung anerkannt werden. 
Die DGIIN begrüßt die geplante Regelung zur Delegation von Aufgaben innerhalb der Pflegeeinrichtungen. 
Allerdings darf die Steuerungsverantwortung der Pflegefachperson nicht durch einrichtungsinterne 
Konzepte eingeschränkt werden. Die Entscheidung über Delegation muss stets bei der verantwortlichen 
Pflegefachperson liegen. 
Langfristig fordern wir die Entwicklung einrichtungsübergreifender Rahmenempfehlungen zur Delegation, 
um eine bundesweit einheitliche und rechtssichere Versorgungspraxis zu gewährleisten. 
 
Pflegehilfsmittel und digitale Pflegeanwendungen 

Die Möglichkeit, dass Pflegefachpersonen Pflegehilfsmittel empfehlen können, ist ein wichtiger Schritt zur 
Entlastung des Systems und zur Verbesserung der Versorgung. Die DGIIN unterstützt die Entwicklung 
entsprechender Richtlinien (§ 17a SGB XI). Wir weisen in diesem Zusammenhang jedoch darauf hin, dass 
Empfehlungen durch Pflegefachpersonen Verordnungscharakter erhalten sollten und somit ärztlichen 
Verordnungen gleichgestellt sind. Die fachliche Expertise der Pflegefachpersonen muss bei der Auswahl 
geeigneter Hilfsmittel eine zentrale Rolle spielen, da sie die Bedürfnisse der Pflegebedürftigen adäquat 
einschätzen können. Gleichzeitig darf der Aspekt der Wirtschaftlichkeit nicht dazu führen, dass die Qualität 
oder der Umfang der Versorgung eingeschränkt wird. 
Auch die Förderung digitaler Pflegeanwendungen wird begrüßt, insbesondere wenn sie pflegende 
Angehörige entlasten und die Versorgungssituation stabilisieren. 
 
Modellprojekte zur Telepflege 

Die DGIIN begrüßt die Förderung von Modellprojekten zur Telepflege (§ 125a SGB XI). Diese können 
insbesondere in ländlichen Regionen einen wichtigen Beitrag zur Versorgung leisten. Allerdings ist es nicht 
ausreichend, erfolgreiche Modelle lediglich zu erproben. Wir fordern daher eine Überführung erfolgreich 
evaluierter Modellprojekte in die Regelversorgung. Dazu ist die gesetzliche Ermöglichung freiberuflicher 
Pflegefachpersonen („Pflegepraxen“) analog zu anderen europäischen Ländern unabdingbar. Nur so kann 
die Gleichstellung der professionellen Pflege mit anderen Heilberufen hinsichtlich der Berufsausübung und 
eine daraus folgende Verbesserung und Stabilisierung einer flächendeckenden Gesundheitsversorgung 
erreicht werden. 
 
Die DGIIN sieht besondere Potenziale für die Intensivpflege in Form digital unterstützter Überleitungs- und 
Beratungsstrukturen (z. B. Delirprävention und -erkennung, Weaning-Management). 
Forderung: Die gesetzliche Grundlage für eine Überführung erfolgreicher Telepflege-Modelle in die 
Regelversorgung ist zu schaffen. Freiberufliche Telepflege durch Pflegefachpersonen muss ermöglicht 
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werden. Weiterhin sind Pflegefachpersonen analog zu anderen Heilberufen zur freiberuflichen 
Leistungserbringung zu befähigen. Die gesetzliche Grundlage für „Pflegepraxen“ ist zu schaffen. 
 
Krankenhausleistungen und § 112a SGB V 

Die DGIIN fordert, dass pflegerische Leistungen im Krankenhaus nicht als "ärztliche Leistungen" 
umetikettiert werden. Dies verzerrt die interprofessionelle Aufgabenteilung und untergräbt die 
Rechtssicherheit pflegerischen Handelns. 
Forderung: Leistungen der Pflegefachpersonen im Krankenhaus sind als originär pflegerische, nicht-
derivative Leistungen zu fassen und im Katalog entsprechend zu benennen. 
 
Beteiligung der Pflegeorganisationen 

Wir kritisieren die unzureichende Beteiligung pflegefachlicher Organisationen bei der Entwicklung von 
Leistungskatalogen (§ 73d SGB V). Es ist aus Sicht der Profession Pflege nicht akzeptabel, dass Kostenträger 
und ärztliche Organisationen die Inhalte definieren, während Organisationen der beruflichen, 
professionellen Pflege lediglich die Möglichkeit zur Stellungnahme eingeräumt wird. Die bisherige DGIIN-
Position zur Beteiligung an Gremien wird konkretisiert: Eine reine Stellungnahmeoption ist unzureichend. 
Die Beteiligung pflegefachlicher Organisationen an der Erstellung des Leistungskatalogs ist zwingend 
erforderlich. 
 
Daher fordern wir eine gleichberechtigte Mitgestaltung durch die maßgeblichen Organisationen der 
Pflegeberufe, deren gesetzliche Verankerung auf Bundesebene (§ 118a SGB XI) sowie die Einbindung 
pflegewissenschaftlicher Expertise in alle relevanten Gremien. 
 
Fazit 

Der vorliegende Entwurf des Pflegekompetenzgesetzes enthält wichtige Ansätze zur Stärkung der 
Pflegeberufe. Dennoch bleibt er in zentralen Punkten deutlich hinter dem selbst gesetzten Anspruch 
zurück, die Profession Pflege in Deutschland nachhaltig, zukunftsfähig und international anschlussfähig 
weiterzuentwickeln. Damit das Gesetz seinem Ziel gerecht wird, bedarf es zwingend einer konsequenten 
Umsetzung folgender Kernforderungen: Die eigenverantwortliche Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten 
durch Pflegefachpersonen muss gesetzlich klar verankert werden. Ebenso ist ein sektorenübergreifender 
Versorgungsansatz erforderlich, der die Trennung zwischen SGB V und SGB XI überwindet und die 
Versorgungsrealität abbildet. Die akademischen Qualifikationen von Pflegefachpersonen sind verbindlich in 
die Kompetenzprofile zu integrieren, um evidenzbasierte Pflegepraxis und berufliche Entwicklungs-
perspektiven zu ermöglichen. Darüber hinaus braucht es eine klare Abgrenzung und Definition pflegerischer 
Kernkompetenzen, um die Eigenständigkeit des Berufsbildes zu stärken. Schließlich ist die Substitution 
ärztlicher Leistungen durch entsprechend qualifizierte Pflegefachpersonen als Ausdruck professioneller 
Verantwortung und zur Entlastung des Gesundheitssystems zu ermöglichen. Nur wenn diese Punkte im 
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Gesetz verbindlich geregelt werden, kann das Pflegekompetenzgesetz einen echten Beitrag zur Stärkung 
der Profession Pflege leisten. 
 
Wir danken für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. Gerne stellen wir unsere Expertise zur aktiven 
Mitgestaltung des weiteren Prozesses zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
      
 
Prof. Dr. Matthias Kochanek  Carsten Hermes, MSc 
Präsident der DGIIN   Vorstandsmitglied Pflege DGIIN 
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